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Finanz	AG	des	Kokreises

Formular	zur	Beantragung	von	Projektmi9eln

1. Antrag
gestellt	am	(Datum - ĚĚͬŵŵͬũũ): 
Verantwortliche	Person:
Mailadresse:
Telefon:
für	(Arbeitsstruktur):

2. Zeitraum	des	Projektes:

3. Bezeichnung	des	Projekts

4. Erläuterung	der	beantragten AkFvitäten 
Was	wird	geplant?	Wo?	Wie?
Welche	Themen	werden	bearbeitet?	

5. Was	sind	die	Ziele	der	AkFvitäten?

Wie	wird	das	Erreichen	der	Ziele	überprüM/gemessen?	
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6. Welches	sind	die	Zielgruppen?
bi:e	einzelne	Gruppen	definieren

Wie	werden	die	unterschiedlichen	Zielgruppen	jeweils	erreicht?

7. Sind	PublikaFonen	geplant?

Wenn ja: Welche	Publika8on/en sind 
geplant Thema, Umfang,	Kosten,	Auflage)?
Wie	erreichen	diese	die	Zielgruppe/n?

8. Öffentlichkeitsarbeit
Wie	wird	das	Projekt	/	das	Thema	in	der	Öffentlichkeit	beworben?
Wie	wird	das	Projekt	/	das	Thema	in	A:ac	beworben?

Wer	ist	verantwortlich	für	die	entsprechende	Website?
(Name,	Mailadresse)

nein ja

ϵ.� 'ŝďƚ�ĞƐ�<ŽŽƉĞƌĂƚŝŽŶƐƉĂƌƚŶĞƌΎŝŶŶĞŶ͍

Wenn ja: Welche?nein ja
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1Ϭ.� Erwartete	Kosten

Einzelkosten Gesamtkosten Kommentar
Sachkosten

Raummiete
Honorare
PublikaLonen	(Flyer,	Broschüre,	…)
ProdukLonen	(Banner,	etc.)
Fahrtkosten
Übernachtungskosten
Beiträge	/	TN-Gebühren
…
….
GESAMT

11.� Erwartete	Einnahmen

�iŶŶĂŚŵeŶ       Kommentar
Eigenanteil
Beiträge	von	Partner*innen
Teilnahme-Gebühren
Spenden
Verkaufserlöse
Antrag	A.ac
andere	Anträge
…
….
GESAMT

12.� Ressourcen	Bundesbüro
welche	Zuarbeit	aus	dem	Bundesbüro	(Ak8onsunterstützung,	Pressearbeit,	Campaigning,	Serienbriefe,
etc.)	soll	angefragt	werden?

13.� Weitere	Erläuterungen
Sollte	mehr	Platz	benö8gt	werden,	bi:e	weiter	unter	Text	anfügen

(Die obigen Buttons funktionieren mit dem kostenlosen Acrobat Reader - https://get.adobe.com/de/reader/)



14. Weitere Erläuterungen


	ubü

	Antragstellung: 28/08/19
	verantw: Alfred Eibl
	Mail: alfred.eibl@attac.de
	Tel: 0160 907 802 66
	Attac: AG Finanzmärkte & Steuern
	von - bis: 11/2019 - 12/2020
	Name1: Das Geld gehört uns!
	Name2: 
	Akti: Die drohende Einführung neuen digitalen Geldes auf privater Basis durch das LIBRA-Projekt von Facebook erfordert Widerstand und die Darstellung von Alternativen.

Siehe dazu Beschlussvorlage für den Ratschlag unter Pkt. 14


	Ziele: - Die drohenden Entwicklungen und ihre Folgen müssen bekanntgemacht und
  Alternativen dargestellt werden. 
- Attac als relevanter Stimme Gehör verschaffen.
	Eva: - Bewertung bewegungsinterner und öffentlicher Resonanz
	Zielgr: - Attac-Aktivisten und
- Aktivisten im Bereich Finanz- und Geldpolitik
- interessierte Öffentlichkeit 
	ErrZielgr: - Bildungsmaterial
- Speakers-Tour über die Regionalgruppen
- Tagung im 1.Hj. 2020
- Aktionen
	Publi: Neben einem Attac-Basistext ist ein Flyer sowie Infomaterial in den üblichen Attac-Formaten geplant zur Verteilung bei den einschlägigen Veranstaltungen und über die Regionalgruppen.

	Group7: 7ja
	PR: Standardaktivitäten zu Infomaterial und im Vorfeld von Aktionen. 
Evtl. Pressekonferenz zur Tagung.
	Wer ist verantwortlich für die entsprechende Website: Alfred Eibl (Daten siehe oben)
	Group9: 9ja
	Evaluation: Zur Tagung sind NGO's im Finanz- und Geldbereich sowie im Datenschutzbereich (CCC). Außerdem Einzelpersonen und Gruppen im Finanzbereich, die mit der Entwicklung nicht einverstanden sind.
	K10: 
	K11: 2.500  
	K20: 
	K21: 
	K30: 
	K31: 500
	K40: 
	K41: 300
	K50: 
	K51: 1.000
	K60: 
	K61: 
	K70: 
	K71: 500
	K80: 
	K81: 200
	K90: 
	K91: 
	K100: 
	K101: 
	K110: 
	K111: 
	K121: 5.000
	KommKosten:  Sachkosten: 
 Vorrangig Kosten im  
 Zusammenhang mit
 Aktionen und der Tagung
	E1: 
	E2: 
	E3: 
	E4: 
	E5: 
	E6: 
	E7: 
	E8: 
	E9: 
	E10: 
	KommEinnahmen: 
	Bubü: Fortsetzung der guten und bewährten Unterstützung durch den Kampagnenbereich.
Unterstützung bei der Flyer und Infoerstellung. 
	Erläut: 
	Speichern unter: 
	Speichern: 
	Löschen: 
	Text2: „Das Geld gehört uns“ – Gegen die völlige Privatisierung des Geldes durch Facebooks LIBRA
Wir brauchen digitales Bargeld für alle – aber unter öffentlicher Kontrolle 

Schon heute weiß Facebook oft mehr über uns als wir selbst. Mit dem Zugriff des Digitalkonzerns auf unsere Zahlungsverkehrsdaten würde die Kontrolle beinahe total. Doch das Projekt eines privaten, plattformbasierten digitalen Bargelds nur unter dem Aspekt des Datenschutzes zu kritisieren, greift zu kurz: Libra wäre ein weiterer Schritt zur völligen Privatisierung des Geldes und würde unser Finanzsystem noch instabiler machen. 

Mit seinem Privatgeld-Projekt zielt Facebook – zunächst – auf Länder mit mangelhaftem Bankensystem oder schwachen Währungen. Unter dem Vorwand, jene weltweit 1,7 Milliarden Facebook-User zu unterstützen, die keinen Zugang zu Bankdienstleistungen haben, will der Konzern die staatliche Geld- und Finanzpolitik aushebeln. Ein zentraler Bereich der gesellschaftlichen Infrastruktur würde privatisiert und monopolisiert. 

Dass damit auch das Bankensystem der Industrieländer in Frage gestellt wird, zeigen die nervösen Reaktionen aus der Finanzpolitik, der Bankenbranche und von den Zentralbanken. Die eingespielte Rollenverteilung zwischen staatlicher Finanzpolitik, Zentralbanken und privatwirtschaftlichen Banken, die im Krisenfall mit Steuergeld gerettet werden, gerät ins Wanken. Das wäre kein Fehler, ginge die Entwicklung mit Libra nicht in die vollkommen falsche Richtung. Mit dem Facebook-Geld droht eine neue, völlig unregulierte Finanzmacht zu entstehen.

Doch dagegen sein ist zu wenig. Die neuen digitalen Plattformtechnologien bieten Chancen und sind für viele Nutzerinnen und Nutzer attraktiv. Sie dürfen aber nicht den privaten Profitinteressen von Facebook und Co. untergeordnet werden, sondern müssen als öffentlicher Service zur Verfügung gestellt werden. 

Attac fordert, unser Geld auf den aktuellen Stand der Technik zu bringen und allen Bürgerinnen und Bürgern einen kostenlosen Zugang zu elektronischem Bargeld zu ermöglichen.

Dafür ist ein am Gemeinwohl orientiertes europäisches Zahlungsdienstleistungssystem unter öffentlicher Kontrolle notwendig. Die Kontrolle über unser Geld darf nicht mehr den privilegierten Banken und zukünftig nun auch den Digitalkonzernen überlassen werden. 





